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VWGVG §28 Abs6

VWGVG §29 Abs5

VWGVG 835

VwWGVG 835 Abs3
1. BFA-VG 8 39 heute
2. BFA-VG § 39 glltig ab 12.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026
3. BFA-VG § 39 glltig von 01.09.2018 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 56/2018
4. BFA-VG § 39 gliltig von 01.01.2014 bis 31.08.2018

—_

VwG-AufwErsV § 1 heute
VwG-AufwErsV § 1 gliltig ab 01.01.2014

N

1. VWGVG 8§ 28 heute
2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VWGVG § 28 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

1. VWGVG 8§ 28 heute
2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VWGVG § 28 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

1. VWGVG 8§ 29 heute
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2. VWGVG § 35 glltig ab 01.07.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 109/2021
3. VWGVG § 35 gulltig von 01.01.2014 bis 30.06.2021

1. VWGVG & 35 heute
2. VWGVG § 35 glltig ab 01.07.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 109/2021
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3. VwGVG § 35 gultig von 01.01.2014 bis 30.06.2021

Spruch

I

L518 2247951-1/13E
GEKURZTE AUSFERTIGUNG DES AM 16.11.2021 MUNDLICH VERKUNDETEN ERKENNTNISSES
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch den Richter Mag. Dr. Markus Steininger als Einzelrichter Gber die
MalRinahmenbeschwerde von XXXX , geb. XXXX , StA. RUMANIEN, vertreten durch RA Mag. Dr. Andreas MAUHART,
gegen den Bescheid des Bundesamts fur Fremdenwesen und Asyl, vom 14.10.2021, ZI. XXXX , nach Durchfiihrung einer
mundlichen Verhandlung am 16.11.2021, zu Recht:Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch den Richter Mag. Dr.
Markus Steininger als Einzelrichter Uber die MaRBnahmenbeschwerde von rémisch 40, geb. romisch 40, StA.
RUMANIEN, vertreten durch RA Mag. Dr. Andreas MAUHART, gegen den Bescheid des Bundesamts fiir Fremdenwesen
und Asyl, vom 14.10.2021, ZI. rémisch 40, nach Durchfuhrung einer mundlichen Verhandlung am 16.11.2021, zu Recht:

A)

|. Die Beschwerde wird gemaR Art. 28 Abs. 1 und 6 VwWGVG idgF als unbegriindet abgewiesenrémisch eins. Die
Beschwerde wird gemal Artikel 28, Absatz eins und 6 VwGVG idgF als unbegriindet abgewiesen.

Il. Der Antrag des Beschwerdefihrers auf Kostenersatz wird gemal3 8 35 VwGVG abgewiesen.romisch zwei. Der Antrag
des Beschwerdefuhrers auf Kostenersatz wird gemal3 Paragraph 35, VwWGVG abgewiesen.

Ill. GemaR & 35 Abs. 3 VWGVG iVm VwG-Aufwandersatzverordnung, BGBI. Il Nr. 517/2013, hat der Beschwerdefihrer
dem Bund (Bundesminister fur Inneres) Aufwendungen in Hohe von € 887,20 binnen zwei Wochen bei sonstiger
Exekution zu ersetzen.romisch drei. Gemal Paragraph 35, Absatz 3, VwGVG in Verbindung mit VwG-
Aufwandersatzverordnung, Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 517 aus 2013, hat der Beschwerdefiihrer dem Bund
(Bundesminister fur Inneres) Aufwendungen in Hohe von € 887,20 binnen zwei Wochen bei sonstiger Exekution zu

ersetzen.
B)

Die Revision ist gemal3 Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassigDie Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:, Entscheidungsgrinde:

Der mal3gebliche Sachverhalt steht aufgrund des Ergebnisses der Beschwerdeverhandlung fest und deckt sich im
Wesentlichen mit dem Akteninhalt des BVwG.

ZUA)
§8 7 BFA-VG lautet:Paragraph 7, BFA-VG lautet:
Bundesverwaltungsgericht

§ 7. (1) Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet UberParagraph 7, (1) Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet
Uber

1. Beschwerden gegen Bescheide des Bundesamtes,
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2. Beschwerden gegen Bescheide der Vertretungsbehdrden gemadR dem 11. Hauptstlick des FPG,

3. Beschwerden gegen MalRBnahmen unmittelbarer Befehls- und Zwangsgewalt gemaR dem 1. Hauptstlck des 2. Teiles
des BFA-VG und gemal3 dem 7. und 8. Hauptsttick des FPG,

4. Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht des Bundesamtes und

5. Beschwerden gegen Bescheide des Bundesministers flr Inneres in Verfahren gemaf 88 3 Abs. 2 Z 1 bis 6 und 4 Abs.
1 Z 1 und 2.5. Beschwerden gegen Bescheide des Bundesministers fur Inneres in Verfahren gemal3 Paragraphen 3,
Absatz 2, Ziffer eins bis 6 und 4 Absatz eins, Ziffer eins und 2,

(2) Das Bundesverwaltungsgericht hat jedenfalls in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der Verwaltungsgerichtshof
einer Revision oder der Verfassungsgerichtshof einer Beschwerde gegen ein Erkenntnis des
Bundesverwaltungsgerichtes gemalR Abs. 1 stattgegeben hat.(2) Das Bundesverwaltungsgericht hat jedenfalls in der
Sache selbst zu entscheiden, wenn der Verwaltungsgerichtshof einer Revision oder der Verfassungsgerichtshof einer
Beschwerde gegen ein Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes gemald Absatz eins, stattgegeben hat.

Die ortliche Zustandigkeit findet sich in § 3 des VwGV@ie ortliche Zustandigkeit findet sich in Paragraph 3, des VWGVG
Ortliche Zusténdigkeit

8§ 3. (1) Sofern die Rechtssache nicht zur Zustandigkeit des Bundesverwaltungsgerichtes gehort, ist in Rechtssachen in
den Angelegenheiten, in denen die Vollziehung Landessache ist, das Verwaltungsgericht im Land zustandig.Paragraph
3, (1) Sofern die Rechtssache nicht zur Zustandigkeit des Bundesverwaltungsgerichtes gehort, ist in Rechtssachen in
den Angelegenheiten, in denen die Vollziehung Landessache ist, das Verwaltungsgericht im Land zustandig.

(2) Im Ubrigen richtet sich die ortliche Zusténdigkeit in Rechtssachen, die nicht zur Zustindigkeit des
Bundesverwaltungsgerichtes gehoren,

1.in den Fallen des Art. 130 Abs. 1 Z 1 und 3 des Bundes-Verfassungsgesetzes - B-VGBGBI. Nr. 1/1930, nach 832721, 2
und 3 mit Ausnahme des letzten Halbsatzes des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - AVG, BGBI. Nr.
51/1991, in Verwaltungsstrafsachen jedoch nach dem Sitz der Behérde, die den Bescheid erlassen bzw. nicht erlassen
hat;1. in den Fallen des Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins und 3 des Bundes-Verfassungsgesetzes - B-VG,
Bundesgesetzblatt Nr. 1 aus 1930,, nach Paragraph 3, Ziffer eins, 2 und 3 mit Ausnahme des letzten Halbsatzes des
Allgemeinen  Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - AVG, Bundesgesetzblatt Nr. 51 aus 1991, in

Verwaltungsstrafsachen jedoch nach dem Sitz der Behdérde, die den Bescheid erlassen bzw. nicht erlassen hat;

2. in den Fallen des Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG nach dem Ort, an dem die Ausibung unmittelbarer
verwaltungsbehordlicher Befehls- und Vorheriger Zwangsgewalt begonnen wurde, wenn diese jedoch im Ausland
ausgelbt wurde, danach, wo das austbende Organ die Bundesgrenze Uberschritten hat;2. in den Fallen des Artikel
130, Absatz eins, Ziffer 2, B-VG nach dem Ort, an dem die Ausibung unmittelbarer verwaltungsbehdérdlicher Befehls-
und Vorheriger Zwangsgewalt begonnen wurde, wenn diese jedoch im Ausland ausgetbt wurde, danach, wo das

ausubende Organ die Bundesgrenze Uberschritten hat;

3.in den Fallen des Art. 130 Abs. 2 Z 1 B-VG nach dem Ort, an dem das Verhalten gesetzt wurde3. in den Fallen des
Artikel 130, Absatz 2, Ziffer eins, B-VG nach dem Ort, an dem das Verhalten gesetzt wurde.

(3) Lasst sich die Zustandigkeit nicht gemall Abs. 1 oder 2 bestimmen, ist das Verwaltungsgericht im Land Wien
zustandig.(3) Lasst sich die Zustandigkeit nicht gemald Absatz eins, oder 2 bestimmen, ist das Verwaltungsgericht im
Land Wien zustandig.

Beschwerderecht und Beschwerdefrist gem. VwGVG
87.(1)..Paragraph 7, (1) ...

(2) Eine Beschwerde ist nicht mehr zuldssig, wenn die Partei nach der Zustellung oder Verkiindung des Bescheides

ausdrticklich auf die Beschwerde verzichtet hat.

(3) ...

(4) Die Frist zur Erhebung einer Beschwerde gegen den Bescheid einer Behérde gemald Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG oder
wegen Rechtswidrigkeit des Verhaltens einer Behérde in Vollziehung der Gesetze gemald Art. 130 Abs. 2 Z 1 B-VG
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betragt vier Wochen. Die Frist zur Erhebung einer Beschwerde gegen die AusUbung unmittelbarer
verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt gemal Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG betragt sechs Wochen. Sie
beginnt(4) Die Frist zur Erhebung einer Beschwerde gegen den Bescheid einer Behdrde gemal Artikel 130, Absatz eins,
Ziffer eins, B-VG oder wegen Rechtswidrigkeit des Verhaltens einer Behdrde in Vollziehung der Gesetze gemal3 Artikel
130, Absatz 2, Ziffer eins, B-VG betragt vier Wochen. Die Frist zur Erhebung einer Beschwerde gegen die Austbung
unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt gemal Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 2, B-VG
betragt sechs Wochen. Sie beginnt

1. in den Fallen des Art. 132 Abs. 1 Z 1 B-VG dann, wenn der Bescheid dem Beschwerdeflhrer zugestellt wurde, mit
dem Tag der Zustellung, wenn der Bescheid dem Beschwerdefuhrer nur mundlich verkiindet wurde, mit dem Tag der
Verkiindung,1. in den Fallen des Artikel 132, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG dann, wenn der Bescheid dem
Beschwerdefiihrer zugestellt wurde, mit dem Tag der Zustellung, wenn der Bescheid dem Beschwerdefiihrer nur
mundlich verkindet wurde, mit dem Tag der Verkindung,

2. in den Fallen des Art. 132 Abs. 1 Z 2 B-VG dann, wenn der Bescheid dem zustandigen Bundesminister zugestellt
wurde, mit dem Tag der Zustellung, sonst mit dem Zeitpunkt, in dem der zustandige Bundesminister von dem
Bescheid Kenntnis erlangt hat,2. in den Fallen des Artikel 132, Absatz eins, Ziffer 2, B-VG dann, wenn der Bescheid dem
zustandigen Bundesminister zugestellt wurde, mit dem Tag der Zustellung, sonst mit dem Zeitpunkt, in dem der
zustandige Bundesminister von dem Bescheid Kenntnis erlangt hat,

3. in den Fallen des Art. 132 Abs. 2 B-VG mit dem Zeitpunkt, in dem der Betroffene Kenntnis von der Auslbung
unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt erlangt hat, wenn er aber durch diese behindert
war, von seinem Beschwerderecht Gebrauch zu machen, mit dem Wegfall dieser Behinderung, und3. in den Fallen des
Artikel 132, Absatz 2, B-VG mit dem Zeitpunkt, in dem der Betroffene Kenntnis von der Ausiibung unmittelbarer
verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt erlangt hat, wenn er aber durch diese behindert war, von seinem
Beschwerderecht Gebrauch zu machen, mit dem Wegfall dieser Behinderung, und

4. in den Fallen des Art. 132 Abs. 4 B-VG dann, wenn der Bescheid dem zur Erhebung der Beschwerde befugten Organ
zugestellt wurde, mit dem Tag der Zustellung, sonst mit dem Zeitpunkt, in dem dieses Organ von dem Bescheid
Kenntnis erlangt hat.4. in den Fallen des Artikel 132, Absatz 4, B-VG dann, wenn der Bescheid dem zur Erhebung der
Beschwerde befugten Organ zugestellt wurde, mit dem Tag der Zustellung, sonst mit dem Zeitpunkt, in dem dieses
Organ von dem Bescheid Kenntnis erlangt hat.

Prifungsumfang

§ 27. Soweit das Verwaltungsgericht nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der Behdrde gegeben findet, hat es
den angefochtenen Bescheid und die angefochtene Ausibung unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls- und
Zwangsgewalt auf Grund der Beschwerde (§ 9 Abs. 1 Z 3 und 4) oder auf Grund der Erklarung Uber den Umfang der
Anfechtung (8 9 Abs. 3) zu Uberprifen.Paragraph 27, Soweit das Verwaltungsgericht nicht Rechtswidrigkeit wegen
Unzustandigkeit der Behorde gegeben findet, hat es den angefochtenen Bescheid und die angefochtene Auslbung
unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt auf Grund der Beschwerde (Paragraph 9, Absatz
eins, Ziffer 3 und 4) oder auf Grund der Erklarung Uber den Umfang der Anfechtung (Paragraph 9, Absatz 3,) zu

Uberprufen.

§ 28. (1) VWGVG Sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist, hat das
Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.Paragraph 28, (1) VwWGVG Sofern die Beschwerde
nicht zurtckzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist, hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch
Erkenntnis zu erledigen.

(6) Ist im Verfahren wegen Auslbung unmittelbarer verwaltungsbehdrdlicher Befehls- und Zwangsgewalt gemaR Art.
130 Abs. 1 Z 2 B-VG eine Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder abzuweisen, so hat das Verwaltungsgericht die
AusUbung unmittelbarer verwaltungsbehdrdlicher Befehls- und Zwangsgewalt fur rechtswidrig zu erkldren und
gegebenenfalls aufzuheben. Dauert die fur rechtswidrig erklarte Ausiibung unmittelbarer verwaltungsbehdérdlicher
Befehls- und Zwangsgewalt noch an, so hat die belangte Behdrde unverziiglich den der Rechtsanschauung des
Verwaltungsgerichtes entsprechenden Zustand herzustellen.(6) Ist im Verfahren wegen AuslUbung unmittelbarer



verwaltungsbehdordlicher Befehls- und Zwangsgewalt gemald Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 2, B-VG eine Beschwerde
nicht zurtckzuweisen oder abzuweisen, so hat das Verwaltungsgericht die Auslbung unmittelbarer
verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt fur rechtswidrig zu erkldren und gegebenenfalls aufzuheben.
Dauert die fiur rechtswidrig erklarte Ausubung unmittelbarer verwaltungsbehérdlicher Befehls- und Zwangsgewalt
noch an, so hat die belangte Behorde unverziglich den der Rechtsanschauung des Verwaltungsgerichtes
entsprechenden Zustand herzustellen.

8 39 BFA-VG lautet:Paragraph 39, BFA-VG lautet:
Sicherstellen von Beweismitteln und Bargeld

8§ 39. (1) Die Organe des oOffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermachtigt, Gegenstande und Dokumente, die fur ein
Verfahren vor dem Bundesamt oder fur eine Abschiebung gemafR 8 46 FPG als Beweismittel bendtigt werden, vorlaufig
sicherzustellen. Im Falle einer Anordnung gemal3 8 43 Abs. 1 sind die Organe des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes auch
ermachtigt, jenen Teil des mitgefuhrten Bargeldes, der einen dem Fremden jedenfalls zu belassenden Betrag von 120
Euro oder Euro-Gegenwert, nicht aber einen Hochstbetrag von 840 Euro oder Euro-Gegenwert Uberschreitet,
sicherzustellen. Wird Bargeld sichergestellt, so ist der Fremde nachweislich Gber die Beitragspflicht, den Anspruch auf
Ausfolgung eines allfalligen Differenzbetrages und das Recht, dessen Feststellung zu beantragen, sowie die Rechtsfolge
des Verfalls gemald § 2 Abs. 1b bis 1e GVG-B 2005 zu informieren.Paragraph 39, (1) Die Organe des 6ffentlichen
Sicherheitsdienstes sind ermachtigt, Gegenstande und Dokumente, die fur ein Verfahren vor dem Bundesamt oder fir
eine Abschiebung gemaf Paragraph 46, FPG als Beweismittel benétigt werden, vorlaufig sicherzustellen. Im Falle einer
Anordnung gemal Paragraph 43, Absatz eins, sind die Organe des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes auch ermachtigt,
jenen Teil des mitgefiihrten Bargeldes, der einen dem Fremden jedenfalls zu belassenden Betrag von 120 Euro oder
Euro-Gegenwert, nicht aber einen Hochstbetrag von 840 Euro oder Euro-Gegenwert Uberschreitet, sicherzustellen.
Wird Bargeld sichergestellt, so ist der Fremde nachweislich Uber die Beitragspflicht, den Anspruch auf Ausfolgung eines
allfélligen Differenzbetrages und das Recht, dessen Feststellung zu beantragen, sowie die Rechtsfolge des Verfalls
gemal Paragraph 2, Absatz eins b bis eins e GVG-B 2005 zu informieren.

(1a) ...
(1b) ...

(2) Als Beweismittel gelten auch Gegenstdnde oder Dokumente, die im Zuge der Vollziehung einer
Ruckkehrentscheidung, einer Ausweisung oder eines Aufenthaltsverbotes, insbesondere zur Erlangung eines
Ersatzreisedokuments fiir die Abschiebung, benétigt werden.

(3) Uber eine Sicherstellung gemaR Abs. 1 und 1a ist dem Betroffenen eine schriftliche Bestatigung auszufolgen, aus
der, wenn Bargeld sichergestellt wird, die Hohe des sichergestellten Betrages hervorgehen muss. Die Beweismittel sind
dem Bundesamt zu Ubergeben und von diesem, sobald sie nicht mehr fir Verfahren oder fir eine Abschiebung
benétigt werden, dem Betroffenen zurlckzustellen, es sei denn, sie wadren nach einem anderen Bundesgesetz
sicherzustellen. Im Falle der Sicherstellung von Datentragern sind nicht diese, sondern die Ergebnisse der Auswertung
samt Sicherungskopie (8 39a) dem Bundesamt zu Ubermitteln. Im Falle der Sicherstellung von Bargeld sind dem
Bundesamt der sichergestellte Bargeldbetrag und eine Kopie der dem Asylwerber ausgefolgten Bestatigung zu
Gbermitteln.(3) Uber eine Sicherstellung gemaR Absatz eins und eins a ist dem Betroffenen eine schriftliche
Bestatigung auszufolgen, aus der, wenn Bargeld sichergestellt wird, die Hdhe des sichergestellten Betrages
hervorgehen muss. Die Beweismittel sind dem Bundesamt zu Ubergeben und von diesem, sobald sie nicht mehr fur
Verfahren oder fur eine Abschiebung benétigt werden, dem Betroffenen zuriickzustellen, es sei denn, sie waren nach
einem anderen Bundesgesetz sicherzustellen. Im Falle der Sicherstellung von Datentragern sind nicht diese, sondern
die Ergebnisse der Auswertung samt Sicherungskopie (Paragraph 39 a,) dem Bundesamt zu Ubermitteln. Im Falle der
Sicherstellung von Bargeld sind dem Bundesamt der sichergestellte Bargeldbetrag und eine Kopie der dem Asylwerber
ausgefolgten Bestatigung zu Ubermitteln.

Im konkreten Einzelfall wurde wider die Beschwerdeflihrerin eine Ausweisung bescheidmaRig verhangt, welches am
10.6.2021 in Rechtskraft erwuchs und dessen Durchsetzungsaufschub mit 10.7.2021 endete. Auch war davon
auszugehen, dass zum Zeitpunkt der Mallnahme ex ante betrachtet von einem Arbeitsverhaltnis seit 1.10.2021 keine
Kenntnis bestand.
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Der BehV wies zurecht auf das Urteil des EUGH vom 22.06.2021 Rs C-719/19.

Angesichts des aus der Akte ersichtlichen, sowie des sich aus der 6ffentlich miindlichen Beschwerdeverhandlung
ergebenen Ermittlungsergebnisses, war bei Gesamtbetrachtung die MalBnahme der Abnahme des Dokumentes zur
Effektuierung der Ausweisung als gerechtfertigt anzusehen und die Beschwerde abzuweisen.

IIl. und Ill.rémisch zwei. und rémisch drei.
Der mit "Kosten" betitelte § 35 VWGVG lautet:Der mit "Kosten" betitelte Paragraph 35, VwWGVG lautet:

"8 35. (1) Die im Verfahren Uber Beschwerden wegen Ausubung unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls- und
Zwangsgewalt (Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG) obsiegende Partei hat Anspruch auf Ersatz ihrer Aufwendungen durch die
unterlegene Partei."8 35. (1) Die im Verfahren Uber Beschwerden wegen Austbung unmittelbarer
verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt (Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 2, B-VG) obsiegende Partei hat
Anspruch auf Ersatz ihrer Aufwendungen durch die unterlegene Partei.

(2) Wenn die angefochtene Austbung unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt fur
rechtswidrig erklart wird, dann ist der Beschwerdefuhrer die obsiegende und die Behdrde die unterlegene Partei.

(3) Wenn die Beschwerde zurtickgewiesen oder abgewiesen wird oder vom Beschwerdefihrer vor der Entscheidung
durch das Verwaltungsgericht zurtickgezogen wird, dann ist die Behdrde die obsiegende und der Beschwerdefuhrer
die unterlegene Partei.

(4) Als Aufwendungen gemal3 Abs. 1 gelteni4) Als Aufwendungen gemal3 Absatz eins, gelten:
1. die Kommissionsgebihren sowie die Barauslagen, fur die der Beschwerdefihrer aufzukommen hat,

2. die Fahrtkosten, die mit der Wahrnehmung seiner Parteirechte in Verhandlungen vor dem Verwaltungsgericht

verbunden waren, sowie

3. die durch Verordnung des Bundeskanzlers festzusetzenden Pauschalbetrage fur den Schriftsatz-, den Verhandlungs-
und den Vorlageaufwand.

(5) Die Hohe des Schriftsatz- und des Verhandlungsaufwands hat den durchschnittlichen Kosten der Vertretung bzw.
der Einbringung des Schriftsatzes durch einen Rechtsanwalt zu entsprechen. Fur den Ersatz der den Behdrden
erwachsenden Kosten ist ein Pauschalbetrag festzusetzen, der dem durchschnittlichen Vorlage-, Schriftsatz- und
Verhandlungsaufwand der Behdérden entspricht.

(6) Die 88 52 bis 54 VwGG sind auf den Anspruch auf Aufwandersatz gemal3 Abs. 1 sinngemal anzuwenden(6) Die
Paragraphen 52 bis 54 VwGG sind auf den Anspruch auf Aufwandersatz gemal3 Absatz eins, sinngemald anzuwenden.

(7) Aufwandersatz ist auf Antrag der Partei zu leisten. Der Antrag kann bis zum Schluss der mindlichen Verhandlung

gestellt werden."

Die HOhe der im Verfahren vor den Verwaltungsgerichten Uber Beschwerden wegen Austbung unmittelbarer
verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt gemall Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG und Beschwerden wegen
Rechtswidrigkeit eines Verhaltens einer Behdrde in Vollziehung der Gesetze gemaR Art. 130 Abs. 2 Z 1 B-VG als
Aufwandersatz zu leistenden Pauschalbetrage wird in 8 1 der VwG-Aufwandersatzverordnung (VwG-AufwErsV), BGBI. Il
Nr. 517/2013, wie folgt festgesetztDie Hohe der im Verfahren vor den Verwaltungsgerichten Uber Beschwerden wegen
Ausubung unmittelbarer verwaltungsbehdérdlicher Befehls- und Zwangsgewalt gemal3 Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 2,
B-VG und Beschwerden wegen Rechtswidrigkeit eines Verhaltens einer Behdrde in Vollziehung der Gesetze gemaf
Artikel 130, Absatz 2, Ziffer eins, B-VG als Aufwandersatz zu leistenden Pauschalbetrage wird in Paragraph eins, der

VwG-Aufwandersatzverordnung (VwG-AufwErsV), Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 517 aus 2013,, wie folgt festgesetzt:
"1. Ersatz des Schriftsatzaufwands des Beschwerdefuhrers als obsiegende Partei 737,60 Euro

2. Ersatz des Verhandlungsaufwands des Beschwerdeflhrers als obsiegende Partei 922,00 Euro

3. Ersatz des Vorlageaufwands der belangten Behérde als obsiegende Partei 57,40 Euro

4. Ersatz des Schriftsatzaufwands der belangten Behorde als obsiegende Partei 368,80 Euro

5. Ersatz des Verhandlungsaufwands der belangten Behdrde als obsiegende Partei 461,00 Euro
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6. Ersatz des Aufwands, der fir den BeschwerdefUhrer mit dem Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens
verbunden war (Schriftsatzaufwand) 553,20 Euro

7. Ersatz des Aufwands, der fur die belangte Behdrde mit dem Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens verbunden
war (Schriftsatzaufwand) 276,60 Euro.

Die Kostenentscheidung betreffend Aufwandersatz zugunsten der belangten Behorde als obsiegende Partei und
Abweisung des Antrages der unterlegenen beschwerdefiihrenden Partei beruht auf8 35 VWGVG und der VwG-
AufwErsV idgF.Die Kostenentscheidung betreffend Aufwandersatz zugunsten der belangten Behdrde als obsiegende
Partei und Abweisung des Antrages der unterlegenen beschwerdefihrenden Partei beruht auf Paragraph 35, VwWGVG
und der VwG-AufwErsV idgF.

Zu B)

Die Revision ist gemal? Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiter ist die
vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |6senden Rechtsfrage vor.Die Revision ist gemaf}
Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der
grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiter ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen

Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |6senden Rechtsfrage vor.

Erganzend wird angemerkt, dass sich die Beschwerde nicht, wie im Spruch bezeichnet gegen den Bescheid, sondern
gegen die durch die bB angeordnete Mal3nahme, namlich die Abnahme eines Dokumentes, richtet und sohin lediglich
eine Fehlbezeichnung vorliegt, welche jedoch am Ergebnis nichts zu dndern vermag.

Gekdurzte Ausfertigung:

Gemal § 29 Abs. 5 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG), BGBI. | Nr. 33/2013 idgF, kann das Erkenntnis in
gekurzter Form ausgefertigt werden, wenn von den Parteien auf die Revision beim Verwaltungsgerichtshof und die
Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof verzichtet oder nicht binnen zwei Wochen nach Ausfolgung bzw. Zustellung
der Niederschrift gemal3 Abs. 2a eine Ausfertigung des Erkenntnisses gemal3 Abs. 4 von mindestens einem der hiezu
Berechtigten beantragt wird. Die gekurzte Ausfertigung hat den Spruch sowie einen Hinweis auf den Verzicht oder
darauf, dass eine Ausfertigung des Erkenntnisses gemal3 Abs. 4 nicht beantragt wurde, zu enthalten.Gemal3 Paragraph
29, Absatz 5, Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 33 aus 2013, idgF, kann
das Erkenntnis in geklrzter Form ausgefertigt werden, wenn von den Parteien auf die Revision beim
Verwaltungsgerichtshof und die Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof verzichtet oder nicht binnen zwei Wochen
nach Ausfolgung bzw. Zustellung der Niederschrift gemal3 Absatz 2 a, eine Ausfertigung des Erkenntnisses gemal3
Absatz 4, von mindestens einem der hiezu Berechtigten beantragt wird. Die geklrzte Ausfertigung hat den Spruch
sowie einen Hinweis auf den Verzicht oder darauf, dass eine Ausfertigung des Erkenntnisses gemal Absatz 4, nicht
beantragt wurde, zu enthalten.

Diese gekurzte Ausfertigung des nach Schluss der mindlichen Verhandlung am 16.11.2021 verkiindeten Erkenntnisses
ergeht gemall § 29 Abs. 5 VWGVG, da ein Antrag auf Ausfertigung des Erkenntnisses gemafl3§ 29 Abs. 4 VwGVG durch
die hierzu Berechtigten innerhalb der zweiwdchigen Frist nicht gestellt wurde.Diese geklrzte Ausfertigung des nach
Schluss der mindlichen Verhandlung am 16.11.2021 verkiindeten Erkenntnisses ergeht gemald Paragraph 29, Absatz
5, VWGVG, da ein Antrag auf Ausfertigung des Erkenntnisses gemaR Paragraph 29, Absatz 4, VwWGVG durch die hierzu
Berechtigten innerhalb der zweiwdchigen Frist nicht gestellt wurde.
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